
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Prozess Unesco-Abkommen Unidroit-Konvention

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Benteli, Marianne

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Unesco-
Abkommen Unidroit-Konvention, 1998. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
23.04.2024.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK I

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Bildung, Kultur und Medien
1Kultur, Sprache, Kirchen

1Kulturpolitik

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK II



Abkürzungsverzeichnis

EDI Eidgenössisches Departement des Inneren

DFI Département fédéral de l'intérieur

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK 1



Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Der Bundesrat will den Kunsthandelsplatz Schweiz enger ins internationale Recht
einbinden. Er beauftragte Ende August das EDI, eine Botschaft zum Unesco-Abkommen
von 1970 zum Schutz von Kulturgütern auszuarbeiten. Die Umsetzung ins schweizerische
Recht soll in der Botschaft konkretisiert werden. Einen Entscheid über die Ratifikation
der Unidroit-Konvention von 1995 betrachtete die Landesregierung hingegen als
verfrüht. Die Schweiz belegt weltweit nach den USA, England und Frankreich den
vierten Platz im internationalen Kunsthandel. Wie eine interdepartementale
Arbeitsgruppe feststellte, entwickelte sie sich in der Nachkriegszeit aber nicht nur zu
einer wichtigen Drehscheibe für den legalen Markt, sondern auch für den Handel mit
gestohlenen oder illegal ausgeführten Kulturgütern, weshalb die Arbeitsgruppe die
Ratifikation beider Konventionen vorschlug, welchen nach ihrer Ansicht weder
verfassungs- noch privatrechtliche Schranken entgegenstehen. Gegen Unidroit hatte in
den letzten Jahren aber vor allem der Widerstand der Kunsthändler und – vereinzelt –
der Museen mobil gemacht. 1
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1) AB NR, 1998, S.2871 ff.; NZZ, 15.8., 27.8., 15.9. und 13.10.98; LT, 27.8.98; Presse vom 31.8.98
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